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Unternehmen oder neu eingerichteter Abnahmestellen bewusst in 
das Gesetz aufgenommen (ebenso Altrock/Oschmann/Theobald, 
a.a.O., Rdnr. 116 zu § 16 EEG).

Da die Klägerin mit ihrem Rechtsmittel erfolglos bleibt, hat sie 
die Kosten des Rechtsmittelverfahrens zu tragen (§ 154 Abs. 2 
VwGO).

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit wegen 
der Kosten beruht auf § 708 Nr. 10 und § 711 Satz 1 ZPO in Ver-
bindung mit § 167 VwGO.

Die Entscheidung wirft grundsätzliche Fragen im Zusammen-
hang mit der Auslegung der Ausgleichsregelung in § 16 Abs. 1 
EEG auf, die sich unter Geltung der aktuellen Fassung in § 41 Abs. 
1 EEG 2009 in gleicher Weise stellen. Deshalb ist die Revision 
gegen das Urteil wegen grundsätzlicher Bedeutung im Sinne von 
§ 132 Abs. 2 Nr. 1 VwGO zuzulassen.

16. Naturschutzrechtliche Kompensation bei 
Repowering von Windenergieanlagen

BImSchG § 6 Abs. 1 Nr. 2; § 10; § 12 Abs. 1; § 13; BNatSchG 
§ 10 Abs. 1 Nr. 1; § 19 Abs. 3; § 20 Abs. 2; § 20 Abs. 4; LNatSchG 
§ 11 Abs. 1 Satz 1; § 12 Abs. 1; § 12 Abs. 3 Satz 1; § 12 Abs. 3 
Satz 2; § 12 Abs. 3 Satz 4; § 13 Abs. 1; § 74; LNatSchG a.F. § 8 
Abs. 3; § 8b Abs. 1 Satz 2; LBO § 6 Abs. 14; § 76; LVwG § 116; 
VwGO § 65 Abs. 2; § 113 Abs. 1 Satz 1; § 124 Abs. 2 Nr. 3; § 124a 
Abs. 1 Satz 1

1. Der im Zuge der Neuerrichtung von WEA erfolgte Abbau von 
Altanlagen an gleicher Stelle stellt eine erhebliche Entlastung des 
Naturhaushalts und des Landschaftsbildes dar, der als Teilkom-
pensation im Rahmen der naturschutzrechtlichen Ausgleichsre-
gelung zu berücksichtigen ist; die Teilkompensation ist dabei 
nach denselben Grundsätzen zu ermitteln wie der neue Eingriff.

2. Es ist grundsätzlich unbedenklich, wenn als Kompensation für 
die Beeinträchtigung des Naturhaushalts die Bereitstellung einer 
Ausgleichsfläche und für die Berechnung der Kompensation von 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes ein Zahlungsbetrag 
(Ersatzzahlung) vorgesehen wird, dessen Berechnung ebenfalls 
unter Berücksichtigung der ermittelten Ausgleichsfläche erfolgt.
(Leitsätze der Redaktion)
VG Schleswig, U. v. 18.08.2009 - 1 A 5/08

Zum Sachverhalt:
Die Klägerin wendet sich gegen die von dem Beklagten festgesetzte Höhe 
von naturschutzrechtlichen Ersatzzahlungen für die Genehmigung von vier 
Windenergieanlagen. Bei dem im Januar 2007 genehmigten Windpark han-
delt es sich um ein Repoweringvorhaben, mit dessen Errichtung gleichzeitig 
der Abbau von sechs Altanlagen verbunden ist. Die naturschutzrechtlichen 
Nebenbestimmungen der Neugenehmigung berücksichtigen im Zusammen-
hang mit der Berechnung des Kompensationsumfangs für die vier Repo-
wering-Anlagen zwar grundsätzlich den Abbau der sechs Altanlagen als 
Teilkompensation; angesetzt wurde insoweit aber lediglich der Geldbetrag, 
der seinerzeit als Ersatzzahlung festgesetzt wurde, nicht hingegen der Ein-
griff in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild, wie er sich anhand der 
aktuell herangezogenen Berechnungsmethoden ergibt. Nach erfolglosem 
Widerspruchsverfahren erhob die Klägerin Anfechtungsklage gegen die 
bezeichnete Nebenbestimmung mit dem Ziel, diese insoweit aufzuheben, 
als mit ihr eine Ausgleichszahlung von mehr als 23.629, 25 € pro WEA 
gefordert wird.

Aus den Gründen:
Die zulässige Klage ist zum überwiegenden Teil begründet.

Die Auflagen in Kapitel III Ziffer 4.1 der Genehmigungsbe-
scheide vom 18. Januar 2007 und die Widerspruchsbescheide 
vom 27. November 2007 sind insoweit rechtswidrig und verlet-
zen die Klägerin in ihren Rechten (§ 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO), 
als diese zu einer naturschutzrechtlichen Ersatzzahlung von mehr 
als 28.782,75 € pro Windenergieanlage herangezogen worden ist. 
Die Ersatzzahlung ist im Grundsatz rechtlich zutreffend nach den 
Grundsätzen des Windkrafterlasses 2003 unter Berücksichtigung 
eines Landschaftsbildwertes von 1.6 ermittelt worden, jedoch kann 
die Kompensation durch den Abbau der sechs Altanlagen nur nach 
denselben Grundsätzen wie der neue Eingriff ermittelt werden, so 
dass ein Teilausgleich in Höhe von 77.015,79 € statt von 18.406,51 
€ insgesamt berücksichtigt werden muss; der bei der Berechnung 
der Ersatzzahlung zu berücksichtigende Grundstückspreis kann le-
diglich mit 10.627,50 €/ha und nicht mit 12.500,-- €/ha angesetzt 
werden.

Rechtsgrundlage für die Festsetzung einer Ersatzzahlung ist § 12 
Abs. 3 des Landesnaturschutzgesetzes vom 06. März 2007 (GVO-
BI. Schl.-H. S. 136). Maßgebend für die Beurteilung der Recht-
mäßigkeit der angefochtenen Auflagen ist hier der Zeitpunkt der 
letzten Behördenentscheidung, also der Zeitpunkt des Erlasses der 
Widerspruchsbescheide vom 27. November 2007. Nach ständiger 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts, der die Kammer 
folgt, ergibt sich für die Frage des richtigen Zeitpunkts für die Be-
urteilung der Sach- und Rechtslage aus dem Prozessrecht, dass 
ein Kläger im verwaltungsgerichtlichen Rechtsstreit ebenso mit 
einem Aufhebungsbegehren wie mit einem Verpflichtungsbegeh-
ren nur dann Erfolg haben kann, wenn er im Zeitpunkt der letz-
ten gerichtlichen Entscheidung einen Anspruch auf die erstrebte 
Aufhebung des Verwaltungsakts bzw. auf die erstrebte Leistung 
hat. Ob ein solcher Anspruch jedoch besteht, d. h., ob ein belasten-
der Verwaltungsakt den Kläger im Sinne von § 113 Abs. 1 Satz 1 
VwGO rechtswidrig in seinen Rechten verletzt, beurteilt sich nach 
dem materiellen Recht, dem nicht nur die tatbestandlichen Voraus-
setzungen einer Ermächtigungsgrundlage oder eines Anspruchs 
selbst, sondern auch die Antwort auf die Frage zu entnehmen ist, 
zu welchem Zeitpunkt diese Voraussetzungen erfüllt sein müssen 
(BVerwG, U. v. 31.03.2004 — 8 C 5.03 —, BVerwGE 120, 246 
m. w. N.). In der Regel ist dabei bei dem Anfechtungsbegehren 
auf den Zeitpunkt der letzten Behördenentscheidung abzustellen, 
da das Anfechtungsverfahren auf die nachträgliche Kontrolle der 
im Verwaltungsverfahren ergangenen Entscheidungen gerichtet ist 
und eine rechtliche Verpflichtung der Verwaltung zur Aufhebung 
eines rechtmäßig erlassenen Verwaltungsakts vorbehaltlich abwei-
chender rechtlicher Regelungen (§ 116 LVwG) nicht besteht. Eine 
andere Beurteilung kann insbesondere bei Verwaltungsakten mit 
Dauerwirkung gerechtfertigt sein (vgl. dazu KoppSchenke, VwGO, 
Kommentar, § 113, Rn. 43 m. w. N.). Vorliegend führt das maß-
gebende materielle Recht nicht dazu, dass für die Beurteilung der 
Rechtmäßigkeit der angefochtenen Auflagen ein anderer Zeitpunkt 
als der der letzten Behördenentscheidung maßgeblich ist. (wird 
ausgeführt)

Das Staatliche Umweltamt, dessen Aufgaben der Beklagte seit 
dem 01. Januar 2008 übernommen hat, ist sachlich für die hier an-
gefochtenen naturschutzrechtlichen Entscheidungen zuständig. Ein 
Einvernehmen der unteren Naturschutzbehörde ist nicht erforder-
lich; das Gericht hat deshalb auch von einer Beiladung des Kreises 
S. nach § 65 Abs. 2 VwGO abgesehen. (wird ausgeführt)

Nach § 12 Abs. 1 BImSchG kann eine immissionsschutzrecht-
liche Genehmigung mit Auflagen verbunden werden, soweit dies 
erforderlich ist, um die Erfüllung der in § 6 genannten Genehmi-
gungsvoraussetzungen sicherzustellen. Nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 BIm-
SchG ist auch Genehmigungsvoraussetzung, dass die Anlage nicht 
anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften entgegensteht, so dass 
auch die materiellen Vorschriften des Naturschutzrechts einzuhal-
ten sind. Nach § 12 Abs. 3 LNatSchG ist vor Beginn des Eingriffs 
ein Ersatz in Geld (Ersatzzahlung) zu leisten, wenn ein Eingriff in 
Natur und Landschaft nicht ausgeglichen oder in sonstiger Weise 
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kompensiert werden kann. Der Landesgesetzgeber hat insoweit die 
Rechtsbegriffe des Bundesnaturschutzgesetzes 2002 (§ 20 Abs. 4 
BNatSchG) übernommen und verwendet den Begriff Ausgleichs-
zahlung (§ 8 b LNatSchG 2003) in diesem Zusammenhang nicht 
mehr. Die Ersatzzahlung bemisst sich nach den Kosten, die bei 
Durchführung der erforderlichen Ausgleichs- oder Ersatzmaßnah-
men angefallen wären. Ist dies nicht feststellbar, bemisst sich die 
Höhe der Ersatzzahlung nach Dauer und Schwere des Eingriffs. 
Grundsätzlich ist die Verursacherin oder der Verursacher eines Ein-
griffs nach § 12 Abs. 1 LNatSchG zu verpflichten, unvermeidbare 
Beeinträchtigungen im Rahmen des Eingriffs zu minimieren und 
innerhalb einer von der Genehmigungsbehörde zu bestimmenden 
Frist durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege vorrangig auszugleichen (Ausgleichsmaßnahme) oder in 
sonstiger Weise zu kompensieren (Ersatzmaßnahme). Ausgegli-
chen ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtig-
ten Funktionen des Naturhaushalts wiederhergestellt sind und das 
Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu ge-
staltet ist. In sonstiger Weise kompensiert ist eine Beeinträchtigung, 
wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaus-
halts in gleichwertiger Weise ersetzt sind oder das Landschaftsbild 
landschaftsgerecht neu gestaltet ist. Ein unmittelbarer räumlicher 
Zusammenhang zwischen Eingriff und Ersatzmaßnahme ist nicht 
erforderlich.

Die angefochtenen Auflagen in den Genehmigungsbescheiden 
berücksichtigen bei der Festsetzung der Ersatzzahlung die Kom-
pensation durch den Abbau der sechs alten Windenergieanlagen in 
dem betreffenden Gebiet rechtsfehlerhaft in erheblich zu geringem 
Umfang. Es erfolgt durch den Abbau der sechs Windenergieanla-
gen gegenüber dem Eingriff durch die Errichtung von vier größeren 
Windenergieanlagen eine Teilkompensation. In Fällen, in denen ein 
Teilausgleich möglich ist und durchgeführt wird, ermäßigt sich eine 
für die nicht ausgeglichenen Beeinträchtigungen zu leistende Er-
satzzahlung entsprechend (vgl. VGH Kassel, U. v. 12. Februar 1993 
- 4 UE 2744/90 -, Natur und Recht 1993, 338). Das Staatliche Um-
weltamt hat bei der Berechnung der Teilkompensation den Abbau 
der sechs Windenergieanlagen zu Unrecht nach anderen Maßstäben 
bewertet, als den erfolgten (neuen) Eingriff durch die Errichtung 
der vier größeren Windenergieanlagen, deren Eingriffswirkungen 
nach den Grundsätzen zur Planung von Windkraftanlagen (Er-
gänzung des Gemeinsamen Runderlasses vom 04. Juli 1995) des 
Gemeinsamen Runderlasses vom 25. November 2003 (Amtsblatt 
Schleswig-Holstein 2003, S. 893) berechnet worden sind. Die Ent-
lastung des Naturhaushalts und des Landschaftsbildes durch den 
Abbau der sechs alten Windenergieanlagen kann aber nicht nach 
anderen Maßstäben bewertet werden, als der jetzt erfolgte Eingriff. 
Da der durch die Errichtung und den Betrieb der sechs Altanlagen 
erfolgte Eingriff unbefristet genehmigt worden ist und die Kläge-
rin die damals bestandskräftig festgesetzten Ausgleichszahlungen 
in Höhe von 36.000,00 DM erbracht hat, ist dieser Eingriff damit 
ausgeglichen gewesen, ohne dass es auf die Frage ankommt, ob 
die Ausgleichszahlungen damals der Höhe nach rechtsfehlerfrei be-
rechnet worden sind. Die im Windkrafterlass vom 25. November 
2003 niedergelegten Grundsätze über Ausgleichsmaßnahmen für 
den Eingriff in Natur und Landschaft (Ziffer 5) stellen geeignete 
Grundsätze für die Bewertung der Eingriffswirkungen auf die von 
Windenergieanlagen für den Naturhaushalt und das Landschafts-
bild ausgehen. Der Vollzug der naturschutzrechtlichen Eingriffs-
regelung setzt eine realistische Bestandsaufnahme hinsichtlich der 
Eingriffswirkungen, der Vermeidbarkeit und der Ausgleichbarkeit 
voraus (vgl. BVerwG, B. v. 09. März 1993 - 4 B 190.92 -, Natur und 
Recht 1994, 138). Beurteilungsgrundlage für die Eingriffsentschei-
dung sind in erster Linie ökologische Gegebenheiten, ohne deren 
angemessene Erfassung die rechtliche Wertung nicht möglich ist. 
Die Entscheidungsfindung setzt regelmäßig eine naturschutzfach-
liche Gesamtbilanz voraus. In Anbetracht der hohen Komplexität 
von ökologischen Sachverhalten und Wirkungszusammenhängen 
kann jedoch keine Vollständigkeit der Tatsachenfeststellung ver-

langt werden. Der Umfang der Ermittlungspflicht ist abhängig 
von der Art und Maßnahme und den jeweiligen naturräumlichen 
Gegebenheiten, in die eingegriffen werden soll. Je typischer die 
Gebietsstruktur des Eingriffsbereichs, je mehr kann auf typisie-
rende Merkmale und allgemeine Erfahrungen abgestellt werden 
(BVerwG, U. v. 21.02.1997 - 4 B 177.96 -, Buchholz 406.401, § 8 
BNatSchG Nr. 20). Dem Windkrafterlass 2003 liegen nachvollzieh-
bare Erfahrungssätze über die typischerweise mit der Errichtung 
und dem Betrieb von Windenergieanlagen verbundenen Wirkungen 
für den Naturhaushalt und das Landschaftsbild zugrunde. So wird 
die für den Ausgleich von Beeinträchtigungen des Naturhaushalts 
erforderliche Ausgleichsfläche nach der durch die Windenergiean-
lage aufgespannten Querschnittsfläche, also der Nabenhöhe mul-
tipliziert mit dem Rotordurchmesser zuzüglich der Hälfte der von 
den Rotoren bestrichenen Kreisfläche ermittelt und so annähernd 
der durch die Windenergieanlage beeinträchtigte Bereich (Lebens-
raumverlust und Zerschneidungswirkung) dargestellt (Ziffer 5.1). 
Neben den Beeinträchtigungen des Naturhaushalts misst der Er-
lass in Ziffer 5.2 der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes bei 
der Bewertung des Eingriffs ein hohes Gewicht bei. Im Gegensatz 
zu dem Windkrafterlass vom 04. Juli 1995 (Amtsblatt Schl.-Holst. 
1995, 478), der eine Ausgleichsberechnung zu pauschal nur nach 
der Leistung der Anlage vorsah, ermöglicht der Windkrafterlass 
vom 25. November 2003 zu Recht eine differenzierte Betrachtung 
des betroffenen Landschaftsbildes. Das Landschaftsbild wird be-
einträchtigt, wenn eine Veränderung von einem für die Schönheiten 
der natürlich gewachsenen Landschaft aufgeschlossenen Durch-
schnittsbetrachter als nachteilig empfunden wird (BVerwG, Urteil 
vom 27. September 1990 - 4 C 44.87 - BVerwGE 85, 348). Dabei 
darf sich die Bestandsaufnahme des Landschaftsbildes nicht auf die 
aus der Sicht des Betrachters positiven, wünschenswerten Elemente 
beschränken, da zum Landschaftsbild alle tatsächlich vorhandenen, 
prägenden Elemente gehören (Meßerschmidt, BNatSchG, Kom-
mentar, § 18, Rn. 24). Dieser rechtlich gebotenen Gesamtbetrach-
tung wird durch Ziffer 5.3 und Ziffer 5.4 des Windkrafterlasses 
2003 Rechnung getragen.

Die Grundsätze der Ziffer 5.2 des Erlasses berücksichtigen für 
eine Kompensation für den Ausgleich von Beeinträchtigungen des 
Landschaftsbildes über den in der Formel zu berücksichtigenden 
Grundwert insbesondere die Nabenhöhe und die von den Rotoren 
bestrichene Kreisfläche sowie die Anzahl der neu errichteten An-
lagen. Diese Faktoren ermöglichen eine hinreichende Erfassung 
der von den Windenergieanlagen ausgehenden optischen Fernwir-
kungen, die mit zunehmender Nabenhöhe und zunehmender bestri-
chener Kreisfläche der Rotoren erheblich weiter reichen.

Es ist auch grundsätzlich unbedenklich, dass der Erlass als 
Kompensation für die Beeinträchtigung des Naturhaushalts die 
Bereitstellung einer Ausgleichsfläche und für die Berechnung der 
Kompensation von Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes ei-
nen Zahlungsbetrag vorsieht, dessen Berechnung ebenfalls unter 
Berücksichtigung der ermittelten Ausgleichsfläche erfolgt. Bei der 
Bereitstellung von Ausgleichsflächen muss es sich grundsätzlich 
um naturschutzfachlich aufwertungsfähige Flächen handeln, etwa 
bislang intensiv bewirtschaftete Flächen, auf denen durch geeignete 
Maßnahmen die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaus-
halts in seinen einzelnen Bestandteilen Boden, Wasser, Tiere und 
Pflanzen sowie das Wirkungsgefüge zwischen ihnen (§ 10 Abs. 1 
Nr. 1 BNatSchG) verbessert oder das Landschaftsbild positiv neu 
gestaltet wird.

Die in Ziffer 5 des Erlasses vom 25. November 2003 bei Repo-
weringmaßnahmen vorgesehene Anrechnung des für die Ersterrich-
tung der Anlage erbrachten flächenmäßigen Ausgleichs, solange 
dieser bestehen bleibt und dauerhaft gesichert ist, auf den neuen er-
forderlichen Ausgleichsumfang, ist nur dann ausreichend, wenn be-
reits der für die Errichtung der Erstanlage erbrachte flächenmäßige 
Ausgleich nach den Grundsätzen des Erlasses vom 25. November 
2003 berechnet worden ist und — soweit es um Zahlungen geht 
— die maßgebenden Grundstückspreise sich nicht geändert haben. 
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Die Klägerin hat zutreffend darauf hingewiesen, dass eine Ersatz-
zahlung nach § 12 Abs. 3 Satz 1 LNatSchG nur soweit angeordnet 
werden kann, als kein Ausgleich oder auch keine Kompensation 
in sonstiger Weise erfolgt ist. Der im Zuge der Neuerrichtung von 
Windenergieanlagen erfolgte Abbau von Altanlagen an gleicher 
Stelle stellt eine erhebliche Entlastung des Naturhaushalts und des 
Landschaftsbildes dar. Diese Entlastung kann unabhängig davon, 
ob es sich hinsichtlich der Beeinträchtigung des Naturhaushalts und 
des Landschaftsbildes um einen Ausgleich oder eine Kompensation 
in sonstiger Weise handelt, nur nach denselben Grundsätzen erfol-
gen, wie auch eine Belastung durch die Errichtung vergleichbarer 
Anlagen im hier maßgeblichen Zeitpunkt des Erlasses des Wider-
spruchsbescheides zu bewerten wäre. Maßgebend nach dem Gesetz 
können für die Kompensation nur die wiederhergestellten Funkti-
onen des Naturhaushalts bzw. die teilweise Wiederherstellung oder 
Neugestaltung des Landschaftsbildes sein. Nicht entscheidend kann 
sein, ob der für die Ersterrichtung geforderte Ausgleich rechtlich 
zutreffend berechnet worden ist. Wird lediglich ein nach heutigem 
Erkenntnisstand damals zu niedrig festgesetzter Ausgleichsumfang 
bei Repoweringmaßnahmen angerechnet, so würde dies auf eine 
Nacherhebung von Ausgleichsleistungen für die Altanlagen hinaus-
laufen. Deren Ausgleichsumfang ist jedoch durch bestandskräftige 
Bescheide auf den damals festgesetzten Betrag beschränkt. Das 
Staatliche Umweltamt S. hat bei der Bewertung des Stellenwerts 
des betroffenen Landschaftsbildes zu Recht eine mittlere Bedeu-
tung angenommen und deshalb einen Faktor von 1.6 zugrunde ge-
legt. Ziffer 5.3 des Erlasses vom 25. November 2003 nimmt eine 
geringe Bedeutung für das Landschaftsbild für Bereiche an, deren 
naturraumtypische Eigenart weitgehend überformt oder zerstört 
worden ist, eine mittlere Bedeutung für das Landschaftsbild ist für 
Bereiche vorgesehen, in denen die naturräumliche Eigenart zwar 
vermindert oder überformt, im Wesentlichen aber noch erkennbar 
ist und eine hohe Bedeutung für das Landschaftsbild ist vorgese-
hen für Bereiche, die weitgehend der naturraumtypischen Eigen-
art entsprechen und frei sind von störenden Objekten Geräuschen 
und Gerüchen. Der Erlass sieht mit Zwischenstufen insgesamt fünf 
Abstufungen vor, die von geringer Bedeutung mit dem Faktor 1,0, 
über geringe bis mittlere Bedeutung mit dem Faktor 1,3, über mitt-
lere Bedeutung mit dem Faktor 1,6, über mittlere bis hohe Bedeu-
tung mit dem Faktor 1,9 und hohe Bedeutung mit dem Faktor 2,2 
reichen.

Es handelt sich bei dem Bereich, in dem die vier Windenergie-
anlagen nunmehr errichtet worden sind, nach der Überzeugung 
der Kammer, die sie aus der Besichtigung vor Ort gewonnen hat, 
um eine geesttypische Landschaft, deren naturräumliche Eigen-
art zwar vermindert oder überformt, im Wesentlichen aber noch 
erkennbar ist. (wird ausgeführt) Das Gericht legt der Berechnung 
der Ersatzzahlung einen Grundstückspreis von 10.627,50 € pro 
Hektar zugrunde. Nach § 12 Abs. 3 Satz 2 LNatSchG bemisst sich 
die Ersatzzahlung nach den Kosten, die bei Durchführung der er-
forderlichen Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen angefallen wären. 
Dies bedeutet, dass insbesondere bei einer Kompensation durch 
Flächenausgleich auf die Kosten des Erwerbs von naturschutzfach-
lich aufwertungsfähigen Flächen zuzüglich der anfallenden Neben-
kosten abgestellt werden kann. Nach § 12 Abs. 2 Satz 4 LNatSchG 
ist ein unmittelbarer räumlicher Zusammenhang zwischen Eingriff 
und Ersatzmaßnahme nicht erforderlich. Es genügt, wenn über-
haupt eine räumliche Beziehung zwischen dem Ort des Eingriffs 
und den Ersatzmaßnahmen besteht (vgl. BVerwG, U. v. 23. August 
1996 - 4 A 29.95 -, Natur und Recht 1997, 87). Dies legt es nahe, bei 
der Berechnung des Wertes für die Beschaffung von Ersatzflächen 
auf die im räumlichen Umkreis der Anlage erforderlichen Grunder-
werbskosten für Flächen abzustellen, die sich für Zwecke des Na-
turschutzes eignen. (wird ausgeführt)

Daraus errechnet sich ein durchschnittlicher Wert für den Raum 
G. im Kreis S. in Höhe von 8.175,00 € pro Hektar. Der Beklagte 
hat zutreffend darauf hingewiesen, dass diese Werte lediglich Ver-
kaufspreise in der Vergangenheit darstellen; daraus kann noch nicht 

unmittelbar der Preis abgeleitet werden, der im hier maßgebenden 
Zeitpunkt des Erlasses der Widerspruchsbescheide für die Beschaf-
fung von Ersatzflächen erforderlich gewesen ist. Hinzugerechnet 
werden müssen sonstige Grunderwerbskosten, wie zum Beispiel 
Kosten für Makler, Notar usw. Die dafür erforderlichen Kosten kön-
nen nach Schätzung der Kammer mit 10 % bemessen werden. Der 
Beklagte macht im Übrigen unter Hinweis auf die Erläuterungen 
der unteren Naturschutzbehörde geltend, dass für eine Ersatzbe-
schaffung regelmäßig höhere Preise als die Durchschnittswerte 
bzw. Medianwerte zu zahlen sind, da die Flächen zeitnah verfügbar 
sein müssen und die Grundstückspreise durch die Entwicklung des 
Biogasmarktes erheblich gestiegen seien. Die bundesrahmenrecht-
liche Regelung des § 19 Abs. 3 BNatSchG verlangt eine Kompen-
sation in angemessener Frist. Dies heißt, dass zumindest zeitnah mit 
Kompensationsmaßnahmen begonnen werden muss, wenn auch 
deren Erfolg wegen der Dauer natürlicher Entwicklungsprozesse 
in der Regel erst nach Ablauf eines längeren Zeitraums herbeige-
führt werden kann. Dies bedeutet, dass mit der Beschaffung von 
Kompensationsflächen nicht beliebig lange gewartet werden kann, 
bis sich etwa ein besonders günstiger Preis einstellt. Hinzu kommt, 
dass es bereits im hier maßgeblichen Zeitraum, also auch im Jah-
re 2007, der bei den Erhebungen des Gutachterausschusses noch 
nicht berücksichtigt worden ist, durch die Entwicklung des Biogas-
marktes zu einem deutlichen Preisanstieg bei landwirtschaftlichen 
Flächen gekommen ist. Diese Umstände rechtfertigen nach Auffas-
sung der Kammer nochmals einen Zuschlag von 20 % , so dass 
sich bei einem insgesamt 30 % igen Zuschlag zu dem Preis von 
8.175,00 € pro Hektar ein Wert von 10.627,50 € errechnet. (…)

17. Tarifkunden-Konzessionsabgabe für Gas-
Durchleitungsfälle kartellrechtswidrig 

GWB § 19 Abs. 1, Abs. 4 Nr. 1; KAV § 2 Abs. 6

1. Jeder Vertrag, der nicht der Grund- oder Ersatzversorgung 
unterfällt, ist ein Sondervertrag. Für Gaslieferungen Dritter im 
Wege der Durchleitung kann demnach gemäß § 2 Abs. 3 KAV 
höchstens die Sonderkunden-Konzessionsabgabe von 0,03 ct/
kWh erhoben werden. 
2. Die Tarifgestaltung des Grundversorgers hat keine Aus-
wirkungen auf die konzessionsabgabenrechtliche Einstufung 
von Verträgen Dritter zur Versorgung von Letztverbrauchern 
mit Gas im Wege der Durchleitung.
3. Die Erhebung der Tarifkunden-Gaskonzessionsabgabe für 
Gas-Durchleitungsfälle stellt einen Behinderungsmissbrauch 
dar, da dies bei den durchleitenden Gaslieferanten zu höheren 
Kosten und damit zu einer Schmälerung der Gewinnmarge führt. 
(Leitsatz der Redaktion)
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Zum Sachverhalt:
Die Beteiligte ist ausschließlich im Bereich der Gasverteilung und -versor-
gung tätig. Sie ist Grundversorger in Ahrensburg. Ihre Alleineigentümerin 
ist die Stadt Ahrensburg. Die Beteiligte und die Stadt Ahrensburg schlos-
sen im Dezember 2003 einen Konzessionsvertrag-Gas. Diesen änderten 
die Parteien im August 2006. Zuvor war die E. konzessioniert. Nach den 
konzessionsvertraglichen Regelungen zahlt die Beteiligte der Stadt eine 
Konzessionsabgabe in Höhe der Höchstsätze nach der jeweils geltenden 
konzessionsabgabenrechtlichen Regelung. 
§ 7 Abs. 2 des Konzessionsvertrags 2003 lautet: „Sofern Letztverbraucher 
im Wege der Durchleitung von Dritten Gas geliefert erhalten, wird die GAG 
die Konzessionsabgabe dem Durchleitungsentgelt hinzurechnen, das die 
GAG mit Dritten als Entgelt für die Netznutzung vereinbaren wird. Die 
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